
Kreisstadt Mühldorf a. Inn
Landkreis Mühldorf a. Inn

Bebauungsplan mit integrierter Grünordnung
„Gewerbegebiet an der Adolf-Kolping-Straße“

Festsetzungen

Entwurf: Köppel Landschaftsarchitektur
Katharinenplatz 7
84453 Kreisstadt Mühldorf am Inn

Fassung vom: 07.10.2025

Kreisstadt Mühldorf a. Inn ______________________________
1. Bürgermeisterin

Claudia Hungerhuber

Kreisstadt Mühldorf a. Inn ______________________________
Barbara Grundner-Köppel
Dipl.-Ing. (FH) Landschaftsarchitektur



Festsetzungen Bebauungsplan „Gewerbegebiet an der Adolf-Kolping-Straße“
Kreisstadt Mühldorf am Inn

Fassung vom 07.10.2025 Seite 2 von 25

KREISSTADT MÜHLDORF A. INN – LANDKREIS MÜHLDORF A. INN
Bebauungsplan „Gewerbegebiet an der Adolf-Kolping-Straße“
M=1:1.000
Die Kreisstadt Mühldorf a. Inn erlässt im Regelverfahren gem. §§ 2 Abs. 1, 9 und
10 des Baugesetzbuches (BauGB) und der zum Zeitpunkt des Erlasses gültigen
Fassungen des Baugesetzbuches (BauGB), der Bayerischen Bauordnung
(BayBO), der Baunutzungsverordnung (BauNVO) und der Gemeindeordnung
für den Freistaat Bayern (GO) als

Satzung.
Ausschnitt aus dem derzeit rechtsgültigen Flächennutzungsplan mit integriertem Landschaftsplan
(Stand vom 06.02.2024) M=1:5.000

Planverfasser und Grünplanung

Köppel Landschaftsarchitektur Kreisstadt Mühldorf a. Inn
84453 Kreisstadt Mühldorf a. Inn Datum: …………………….

…………………………………………… ……………………………………………
Barbara Grundner-Köppel 1. Bürgermeisterin

Claudia Hungerhuber
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Der Bebauungsplan besteht aus

1. Planteil mit Planzeichenerklärung

2. Festsetzungen und Hinweise
A) Planliche und textliche Festsetzungen

B) Planliche und textliche Hinweise und nachrichtliche Übernahmen

3. Begründung

4. Umweltbericht

5. Schallschutzgutachten

6. Spezielle artenschutzrechtliche Prüfung (saP)

7. Begehung zur Erfassung artenschutzrechtlich relevanter Tier- und Pflan-
zenarten

FESTSETZUNGEN UND HINWEISE

A) PLANLICHE UND TEXTLICHE FESTSETZUNGEN

1. Art der baulichen Nutzung
(§9 Abs. 1 Nr. 1 des BauGB, §§ 1 bis 15 der BauNVO)

Gewerbegebiet gemäß §8 BauNVO

Wohnungen für Aufsichts- und Bereitschaftspersonen sowie für Betriebsinhaber
und Betriebsleiter, die dem Gewerbebetrieb zugeordnet sind und ihm gegen-
über in Grundfläche und Baumasse deutlich untergeordnet sind, sowie Vergnü-
gungsstätten sind nicht zulässig.

2.  Maß der baulichen Nutzung
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, § 16 bis 21 BauNVO)

2.1 GRZ 0,8:
Für das gesamte Gebiet ist die maximal zulässige Grundflächenzahl GRZ
gem. §19 BauNVO mit 0,8 festgesetzt.

2.2  Für den Lagerplatz mit Container werden folgende Nutzungsbeschrän-
kungen festgesetzt:
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Zugelassen sind alle Containerarten bis zu einer Gesamtlänge von max.
25,0m und bis zu einer Gesamthöhe von max. 7,50m. Sonstige Regelun-
gen nach der BayBO sind über dies hinaus zu beachten. Die bestehende
Kiesfläche beim Baufeld A ist in gleicher Bauweise zu erhalten. Die Lage-
rung von wassergefährdenden Stoffen auf Lagerflächen oder in Contai-
nern ist ausgeschlossen.

2.3 Wandhöhe:

 Die maximal zulässige traufseitige Wandhöhe wird gemäß Angaben je
Bauraum festgesetzt.

Als traufseitige Wandhöhe gilt das maximale Maß von der natürlichen
Geländeoberkante entlang der Traufkante bis zum Schnittpunkt der
Wand mit der Dachhaut oder bis zum oberen Abschluss der Wand.

2.4 Bauraumbezeichnung mit entsprechenden Festsetzun-
gen für die bauliche Gestaltung:

Bauraum A:

I 6,0

SD, PD, FD

Bauraum B:

II 6,0

SD, PD, FD

Bauraum C:

I 6,0

SD, PD, FD

Bauraum D:

II 6,0

PD, FD

Bauraum E:

III 9,0

SD, PD, FD
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Erläuterung der Nutzungsschablone:

3. Bauweise, Baugrenzen, Stellung der baulichen Anlagen
(§9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB und §§ 22 und 23 BauNVO)

3.1   o offene Bauweise nach § 22 BauNVO

Das Solardach wird abweichend von der offenen Bau-
weise bis zu einer Länge im Bauraum C von maximal
215m zugelassen.

3.2

Baugrenze mit den nach §9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB überbau-
baren Grundstücksflächen.

3.3 Die Abstandsflächen gemäß BayBO Art. 6 sind einzuhalten. Bestandsge-
bäude und Bauteil C sind von dieser Regelung ausgenommen.

3.4 Eine Überdachung von Flächen mit Zweckbestimmungen für den Arten-
schutz (Ausgleichsfläche A2) ist nur dann zulässig, wenn die Auflagen
zum Artenschutz gemäß Angaben in der SaP auf den Dachflächen um-
gesetzt werden. Kann die Überdachung nicht verwirklicht werden, ist
eine Verschiebung der Flächenanteile in die Ebene unter Einhaltung der
Gesamtfläche möglich, es muss jedoch ein durchgängiger Streifen von
ca. 3,0m – 4,0m Breite entlang der Bahnlinie eingehalten werden.

3.5 Begrünte Dächer können als Grünfläche bei der GRZ-Berechnung ange-
rechnet werden. Bei durchwurzelbarer Substrathöhe auf dem Dach ab
80cm mit dem Faktor 1, Zwischen 40cm bis 80cm mit dem Faktor 0,75,
unter 40cm mit dem Faktor 0,5.

Maximal zulässige
Zahl der Vollge-
schosse gem. §20
BauVNO

Maximal zulässige traufseitige
Wandhöhe gem. §18
BauNVO

Zulässige Dachformen:
FD = Flachdach
PD = Pultdach
SD = Satteldach
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4. Bauordnungsrechtliche Festsetzungen
(§ 9 BauGB und Art. 81 BayBO)

4.1 Dachgestaltung:

Dachform:

Pult- und Satteldächer max. 12°-15° Dachneigung,
Flachdächer mit 0-5° Dachneigung

4.2 Dachdeckungsmaterial und -farbe:

Dachflächen, die nicht zur Stromgewinnung oder für PKW-Stellplätze vor-
gesehen sind, sind zu begrünen. Eine Dachdeckung aus Zink, Kupfer oder
Blei sind aus Gründen des Gewässerschutzes unzulässig.

Photovoltaik- und Solaranlagen sind zulässig. Eine zusätzliche Unterkon-
struktion mit Sonnenausrichtung bis max. 1,50m über Dachfläche ist zuläs-
sig.

Untergeordnete Dachaufbauten und notwendige Anlagen sind zulässig,
Dachgauben und -einschnitte sind unzulässig.

4.3 Firstrichtung und Baukörperstellung:

Bindende Hauptfirstrichtung, eine Abweichung in der
Drehung bis 20° ist zulässig.

4.4 Fassadengestaltung:

Farben:

Zugelassen sind nur reinweiße Farbtöne mit Abdunklung bis zum Hellgrau
sowie warme Gelb- und Rottöne.

Die Errichtung von Photovoltaik- und Solaranlagen in den Fassaden ist zu-
lässig. Durch die Fassadengestaltung insbesondere durch Photovoltaik-
anlagen und Solaranlagen darf keine Blendwirkung in Richtung der
Bahnanlagen auftreten. Die Anlagen sind dementsprechend anzuord-
nen.

4.5 Werbeanlagen

4.5.1  Werbepylon und Fahnen:

Für das gesamte Gebiet darf max. 1 Werbepylon zu Werbezwecken aller
Firmen auf den dafür besonders gekennzeichneten Flächen errichtet
werden. Der Pylon ist bis zu einer Höhe von 8,0m zulässig.

Fahnen sind unzulässig.

Zulässiger Standort Werbepylon;
Standort verschiebbar innerhalb des Straßenbegleitgrüns
des Zufahrtsbereiches



Festsetzungen Bebauungsplan „Gewerbegebiet an der Adolf-Kolping-Straße“
Kreisstadt Mühldorf am Inn

Fassung vom 07.10.2025 Seite 7 von 25

4.5.2 Werbeanlagen am Gebäude:

 Werbeanlagen an Wandflächen von Gebäuden sind bis 1,0m Höhe und
5,0m Länge in zurückhaltender Farbgebung (matte Farben, einfarbig,
ohne Leuchtreklame) zulässig.

4.5.3 Werbeanlagen bzw. -hinweisschilder unabhängig vom Gebäude:

 Max. Anzahl: 1 pro Grundstückszufahrt

 Max. Größe: 1,50 qm

 Max. Höhe: 2,00 m über der Oberkante der nächstgelegenen, öf-
fentlichen Fahrbahn bzw. Gehweg.

Werbeanlagen an der Einfriedung sind nicht zugelassen.

4.6 Beleuchtung:

Siehe Festsetzung 10.5.3 Vermeidungsmaßnahme V8

4.7 Aufschüttungen und Abgrabungen:

Sind bis zu max. 0,25m zulässig.

4.8 Die Rohfußbodenoberkante des Erdgeschosses geplanter Gebäude
sollte mindestens 25cm über der höchsten Geländeoberkante unmittel-
bar am Bauvorhaben liegen. Die Gebäude sind bis zu dieser Kote was-
serdicht zu errichten (Keller wasserdicht und auftriebssicher, dies gilt auch
für Kelleröffnungen, Lichtschächte, Zugänge, Tiefgaragenzufahrten, In-
stallationsdurchführungen etc.).

4.9 Einfriedungen:

Sofern Einfriedungen vorgenommen werden, sind nur sockellose, sowohl
entlang der öffentlichen Straße als auch entlang der seitlichen Grund-
stücksgrenze hinterpflanzte Maschendraht- oder Drahtgitterzäune mit ei-
ner max. Höhe von 1,80 m und einem Mindestabstand zur öffentlichen
Verkehrsfläche von 1,00 m zugelassen.

Eine Bodenfreiheit von mind. 15cm ist einzuhalten.

4.10  Private Müll- und Wertstoffcontainer: sind nur innerhalb der ausgewiese-
nen Gewerbeflächen zulässig. Sie sind so unterzubringen, dass sie von
der öffentlichen Verkehrsfläche nicht eingesehen werden können.

5. Garagen, Stellplätze, Zufahrten, Nebenanlagen
(§9 Abs. 1 Nr. 4 und 22 BauGB)

5.1  Tiefgaragen, Garagen, Carports sind nur innerhalb der Gewerbegebiets-
fläche zulässig.

Stellplätze, Nebenanlagen und Zufahrten sind auch außerhalb der Bau-
grenze zulässig, sofern sie nicht auf festgesetzten Grünflächen errichtet
werden (siehe Punkt 10. Grünordnung ff).
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6. Verkehrsflächen

(§9 Abs.1 Nr. 11 BauGB und Abs. 6 BauGB)

 private Straßenverkehrsfläche

Straßenbegrenzungslinie

Zufahrtsbereich, Breite von mind. 4,0m offenhalten, Lage
ist bis zu 2,0m verschiebbar.

Ein- und Ausfahrtsbereich, Breite von max. 9,50m zulässig

7. Flächen für Versorgungsanlagen
(§9 Abs. 1 Nr. 12, 14 und Abs. 6 BauGB)

 Flächen für Versorgungsanlagen, Bestand

 Zweckbestimmung Elektrizität (Verteiler)

8. Versickerung von Niederschlagswasser

Unverschmutztes Niederschlagswasser von Dachflächen und sonstigen
Flächen, auf denen nicht mit wassergefährdenden Stoffen umgegangen
wird, ist vorrangig über die belebte Bodenzone zu versickern. Die techni-
schen Regeln zur Versickerung sind zu beachten und ausreichende Flä-
chen hierfür vorzusehen.
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Vor Baugenehmigung sind durch den Bauherrn entsprechende Sicker-
tests zur Versickerungsfähigkeit des Bodens durchzuführen.

Ein Teil der Oberflächenwassers bzw. Dachwassers ist mit Zisternen oder
anderen oberirdischen Wasserrückhalteanlagen auf dem Grundstück
zwischenzuspeichern. Sofern es sich um reines Dachflächenwasser han-
delt kann es für Bewässerungszwecke verwendet werden.

Die Art der Entwässerung ist mit dem einzelnen Bauträger in Form eines
Entwässerungsplanes, integriert in einem Freiflächengestaltungsplan auf-
zuzeigen.

Für die Versickerung von gesammelten Niederschlägen ist ein Antrag auf
wasserrechtliche Erlaubnis beim Landratsamt Mühldorf, Wasserrecht zu
stellen.

Eine Versickerung von gesammelten Niederschlagswasser ist nur in unbe-
lasteten Bereichen außerhalb von Verfüllungen zulässig.

8.2  Grundstückszugänge und – zufahrten sowie Fußwege sind funktionsab-
hängig so zu befestigen, dass ein möglichst geringer Abflussbeiwert er-
reicht wird. Wasserdurchlässige Beläge wie Rasenfugenpflaster, Rasengit-
tersteine, Schotterrasen und wassergebundene Decken sind zu bevorzu-
gen. Die Entwässerung dieser Flächen darf nicht auf öffentlichen Flächen
erfolgen. Das Niederschlagswasser ist innerhalb des Baugebietes aber
außerhalb von kontaminierten Bodenbereichen zu versickern.

8.3  Stellplätze und Garagenvorbereiche sind versickerungsoffen oder teilof-
fen mit Rasenpflaster, Pflaster o. ä. anzulegen, jedoch nicht großflächig
zu asphaltieren oder zu betonieren.

Diese Festsetzung gilt nicht für Flächen über kontaminierten Bodenberei-
chen.

9. Altlasten

Der Aushub ist durch einen Sachverständigen nach §18 BBodSchG zu
begleiten. Bei kompletter Entnahme der belasteten Bereiche ist die Alt-
lastenfreiheit durch Beweissicherungsproben zu bestätigen, verbleiben
bodenschutzrechtlich relevante Restbelastungen, ist eine Gefährdungs-
abschätzung durchzuführen. Die Ergebnisse sind in einem Bericht zusam-
menzufassen und den beteiligten Behörden unaufgefordert vorzulegen.
Das Aushubmaterial ist zu separieren, entsprechend der abfallrechtli-
chen Vorgaben zu deklarieren und ordnungsgemäß nach Rücksprache
mit dem Landratsamt Mühldorf a. Inn schadlos gegen Nachweis zu ver-
werten und entsorgen.

Die Fläche ist vor der Bebauung auf Kampfmittel zu untersuchen.

10.  Grünordnung:

(§9 Abs. 1 Nr. 15, 20, 25 BauGB, Art. 7 und Art. 81 BayBO)
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10.1 Allgemein:

10.1.1 Die Pflanzung der Gehölze muss spätestens in der Pflanzperiode erfolgen,
die der Fertigstellung der Bauarbeiten oder der Inbetriebnahme der Ge-
bäude oder Lagerflächen bzw. Stellplätze nachfolgt.

10.1.2

Baum, neu zu pflanzen mit Angabe der Wuchsgröße

 G = Baum II. Wuchsordnung

 K = Baum III. Wuchsordnung

10.1.3 Auswahlliste für alle Bepflanzung mit festgesetzten Mindestpflanzqualitä-
ten (i. A. = in Arten; i. S. = in Sorten):

a) G = Bäume II. Wuchsordnung:

3xv., H., StU 18-20
Acer platanoides i. S. Spitz-Ahorn
Carpinus betulus i. S. Hainbuche
Betula pendula Sand-Birke
Fraxinus excelsior i. S. Gem. Esche
Prunus avium ‚Plena‘ gefüllt blühende Vogelkirsche
Tilia cordata i. S. Winter-Linde

b) K = Bäume III. Wuchsordnung:

Für Bäume innerhalb von privatem Grün ist autochthones Pflanzmaterial
zu verwenden.

3xv., H., StU 14-16
Acer campestre i. S. Feld-Ahorn
Acer platanoides ‚Globosum‘  Kugel-Ahorn
Crataegus in A. und S. Weißdorn
Fraxinus ornus ‚Rotterdam‘ Blumenesche Rotterdam
Prunus padus i. S. Trauben-Kirsche
Malus tschonoskii Scharlach-Apfel
Sorbus aria i. S. Mehlbeere
Sorbus intermedia ‚Brouwers‘  Schwedische Mehlbeere

c) Sträucher für privates Grün:
Für Sträucher innerhalb von privatem Grün ist autochthones Pflanzmate-
rial zu verwenden.

2xv., Str., 60-100cm
Cornus mas Kornelkirsche
Cornus sanguinea Roter Hartriegel
Corylus avellana Haselstrauch
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Crataegus i.A. Weißdorn
Euonymus europaeus Pfaffenhütchen
Ligustrum vulgare Liguster
Lonicera xylosteum Heckenkirsche
Prunus spinosa ssp. spinosa Schlehe
Prunus padus gew. Trauben-Kirsche
Rhamnus cathartica Kreuzdorn
Rosa i. A. Wildrosen
Salix i.A. Weiden
Rubus i. A. Brom-/Himbeere
Viburnum lantana wollliger Schneeball

d) Sträucher für Straßenbegleitgrün:
Deutzia in A. und S. Deutzie
Ligustrum in A. und S. Liguster
Lonicera xylosteum in S. Heckenkirsche
Philadelphus in A. und S. Pfeifenstrauch
Potentilla in A. und S. Fünffingerstrauch
Ribes alpinum in S. Alpen-Johannisbeere
Ribes aureum Gold-Johannisbeere
Rosa in A. und S. - Rosen
Spiraea in A. und S. Spirren
Weigela in A. und S. Weigelie

e) Rank- und Kletterpflanzen für Gebäude und Mauern:
Clematis i.A. und S. Waldrebe
Hedera helix Efeu
Lonicera brownii, caprifolium,
heckrottii in S. kletternde Heckenkirschen
Rosa i.A. und i.S. Kletterrosen
Vitis coignetiae Scharlach-Wein

f) Stauden und Gräser für Straßenbegleitgrün:
Es sind alle Arten und Sorten innerhalb des Straßenbegleitgrüns zulässig.



Festsetzungen Bebauungsplan „Gewerbegebiet an der Adolf-Kolping-Straße“
Kreisstadt Mühldorf am Inn

Fassung vom 07.10.2025 Seite 12 von 25

10.1.4

 Erhaltung Bestandsvegetation

Die im Plan gekennzeichneten Pflanzflächen sind zu dauerhaft zu erhal-
ten und zu pflegen. Sollten Pflanzen eingehen, so müssen sie artgleich
(Arten siehe Begründung) spätestens in der darauffolgenden Pflanzperi-
ode ersetzt werden.

10.1.5 Die Ansaaten und Anpflanzungen sind dauerhaft zu erhalten und artge-
recht zu pflegen. Sollten Pflanzen eingehen, so müssen sie entsprechend
der Pflanzlisten bzw. bei bestehenden Pflanzungen spätestens in der da-
rauffolgenden Pflanzperiode ersetzt werden.

10.1.6 Es ist ein ausreichender Wurzelraum für die Pflanzung der Bäume sicher-
zustellen. Dieser ist als Vegetationsdecke auszubilden oder mit Baumgit-
terrost zu überdecken. Bei Unterschreitung der Maße ist die Baumgrube
mit Bewässerungssystem und Belüftungssystem auszustatten.

Mindestmaß Baumgruben:

Großbäume (G): 10qm x 0,80m, Mindestbreite 2,0m

Kleinbäume (K): 6qm x 0,6m, Mindestbreite 1,5m

10.1.7 Die Standorte und Anzahl der geplanten Bäume sind gemäß Plan einzu-
halten, jedoch im Bereich von Zufahrten und Leitungen bis zu 5m ver-
schiebbar. Die Anzahl der zu pflanzenden Bäume zur Eingrünung von
Stellplätzen siehe Grünordnung. Die Art ist aus der Artenliste 10.1.3 auszu-
wählen.

10.1.8 Baumaßnahmen sind zum Schutz vorhandener Bäume und Sträucher so
durchzuführen, dass sie oberirdisch und im Wurzelbereich keinen Scha-
den erleiden.

10.1.9  Gebäudefassaden mit einem Fensteranteil unter 5% sind mit ausdauern-
den Kletterpflanzen (siehe Artenliste 10.1.3) zu begrünen. Die Errichtung
von Photovoltaik- und Solaranlagen in den Fassaden ist zulässig. Darauf
kann verzichtet werden, wenn PV-Module zur Fassadengestaltung einge-
setzt werden.
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10. 2 Straßenbegleitgrün:

Straßenbegleitgrün, privat

Die Fläche des ausgewiesenen Straßenbegleitgrüns kann, wenn notwendig bis
zu maximal 10% zugunsten der Straßenverkehrsfläche verringert werden.

Die Flächen sind mit Stauden und/oder Sträuchern zu bepflanzen gemäß Arten-
liste 10.1.3.

10.3 Private Grünflächen:

private Grünflächen

10.3.1 Pro 8 offener Stellplätze ist mind. 1 Laubbaum zu pflanzen. Zwischen den
Bäumen dürfen max. 10 Stellplätze liegen. Carportanlagen mit Solar-
oder Gründach zählen nicht dazu.  Die Anzahl der im Plan dargestellten
Bäume ist mind. einzuhalten.

10.3.2 Auf privaten Grünflächen sind autochthone Gehölze zu verwenden.

10.3.3 Die privaten Grünflächen sind gem. Festsetzung 10.5.4 als autochthoner
Trockenrasen mit mind. 50% Kräutern anzusähen bzw. sind schützens-
werte Gras- und Krautstrukturen zu erhalten. Die im Bebauungsplan dar-
gestellten privaten Grünflächen sind als Trockenrasen ohne Einsatz von
Pestiziden und Bioziden zu pflegen. Die Pflege erfolgt durch Mahd alle 2
Jahre im Herbst, wobei jedes Jahr 50% der Fläche, verteilt auf 2 Viertel
gemäht wird. Das Mähgut ist abzutransportieren.

Nebenanlagen auf den privaten Grünflächen sind unzulässig.

Notwendige Feuerwehrzufahrten sind im Bereich von gekennzeichneten
Zufahrten bis zum notwendigen Maß gemäß DIN 14090 zugelassen.

10.4 Flächen oder Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung
von Boden, Natur und Landschaft – interne Ausgleichsfläche:

Umgrenzung von Flächen für Maßnahmen zum Schutz,
zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und
Landschaft

Der Eingriff auf der Planfläche wird nach dem aktualisierten Leitfaden
„Bauen im Einklang mit Natur und Landschaft“ in der Fassung vom
16.12.2021 bilanziert.

Insgesamt sind 8.134 Wertpunkte zu erbringen.
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Der hierfür nachzuweisende Ausgleich wird vollständig innerhalb der
Planfläche auf den Flächen A1 und A2 erbracht.

Entwicklungsziel: durchgängige Ruderalfläche (Saum) mit einer mittleren
Breite von 3,0m

Zielarten: Insekten, Schlingnatter, Reptilien, Dorngrasmücke

Ausgleichsfläche A1 Ruderalflur in der Ebene (siehe CEF-
Maßnahmen)

Flächengröße: 748m²

Ausgleichsfläche A2 Ruderalflur auf Dachflächen (siehe
CEF-Maßnahmen)

Flächengröße: 819m²

Somit können intern auf den Flächen A1 und A2 insgesamt 8.518 Wert-
punkte nachgewiesen werden, wodurch der gesamte Ausgleichsbedarf
innerhalb der Planfläche gedeckt werden kann.

Der Überschuss von 384 Wertpunkten wird zusammen mit den zusätzli-
chen kleinflächigen Entsiegelungsmaßnahmen (Einzelflächen < 100m²)
als eingriffsmindernde Maßnahmen anerkannt.

Alle Ausgleichsflächen sind dinglich zu sichern sowie gemäß dem Ent-
wicklungskonzept dauerhaft zu pflegen und zu erhalten.

10.5 Maßnahmen zur Sicherung der kontinuierlichen ökologischen Funktionali-
tät (Vermeidungsmaßnahmen und vorgezogene Ausgleichs- bzw. CEF-Maß-
nahmen i.S. v. §44 Abs. 1 i.V.m. Abs. 5 BNatSchG und Abs. 5 Satz 3 BNatSchG)

Die Umsetzung der artenschutzrechtlichen Vermeidungs- und Ausgleichsmaß-
nahmen sind der Unteren Naturschutzbehörde vor Beginn jeglichen Eingriffs an-
zuzeigen.

Vermeidungsmaßnahme mit Angabe der Nummer

10.5.1 Vermeidungsmaßnahmen Schlingnatter

V1 Erhaltung der Bereiche im Westen und Norden gemäß Planzeichen „Er-
haltung Bestandsvegetation“, Festsetzung 10.1.4
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V2 Randbereiche im Süden und Norden des Areals (Lagerflächen, Gehölz-
ränder etc.) mit ausreichenden Verstecken für Schlingnatter müssen vor
dem Eingriff durch vorsichtiges Entfernen von Materialien und Ausmahd
der Vegetation unattraktiv für die Art gemacht werden. Diese Arbeiten
dürfen nur bei Außentemperaturen zwischen 15 und 25 Grad Celsius er-
folgen.

Sind in Bereichen mit hoher Aufenthaltswahrscheinlichkeit der Schlingnat-
ter Eingriffe erforderlich, müssen Maßnahmen zur Vergrämung oder Um-
siedlung festgelegt werden. Eine Umsiedlung ist nur möglich, wenn die
CEF-Maßnahme erstellt und wirksam ist. Eine Abstimmung mit der UNB
und eine ökologische Bauleitung ist erforderlich.

V3 Für die Baumaßnahmen ist eine ökologische Baubegleitung zu beauftra-
gen.

10.5.2 Vermeidungsmaßnahmen Vögel

V4 Während der Brutzeit der betreffenden Vogelarten (15.05. – 31.07.) ha-
ben im westlichen Viertel des Areals keine Baumaßnahmen stattzufinden.

V5 Verbot von Baumfällungen und Heckenrodungen von März bis Septem-
ber.

V6 Der Brutplatz des Sumpfrohrsängers im äußersten Westen ist von einer
Überplanung freizuhalten. Siehe auch Festsetzung 10.1.4

10.5.3 Vermeidungsmaßnahmen Allgemein

V7 Nebenanlagen sind nur in GE-Flächen zulässig, nicht auf Grünflächen.

V8 Beleuchtung

Für die Außen-, Parkplatz- und Straßenbeleuchtung sind ausschließlich in-
sektenfreundliche Leuchtmittel ohne Ultraviolettanteil oder Infrarotstrah-
lung sowie ohne Streuwirkung und mit vollständig gekapseltem Lampen-
gehäuse bis zu einer Lichttemperatur von max. 2.700K zu verwenden,
vorzugsweise LED, bzw. darf die Oberflächentemperatur der Leuchtmittel
max. 60°C erreichen.

Allgemein ist darauf zu achten:

- Die Beleuchtungsdauer und die -intensität sind auf das notwendige
Maß zu minimieren z.B. dimmen, Bewegungsmelder (Details siehe
SaP)



Festsetzungen Bebauungsplan „Gewerbegebiet an der Adolf-Kolping-Straße“
Kreisstadt Mühldorf am Inn

Fassung vom 07.10.2025 Seite 16 von 25

- Lichtlenkung nur nach unten

- Angrenzende sensible Bereiche, Grünflächen, Ausgleichsflächen dür-
fen nicht beleuchtet werden.

- Verbot von Laser und Reklamescheinwerfer

10.5.4 CEF-Maßnahmen Schlingnatter und Dorngrasmücke

Die detaillierten Maßnahmen sind mit der UNB abzustimmen. Eine ökologische
Bauleitung und eine Abstimmung mit der Unteren Naturschutzbehörde ist erfor-
derlich.

Am Südrand der Fläche ist ein durchgängiger ca. 3-4m breiter Streifen gem.
Planzeichen, unmittelbar angrenzend an die Bahn, wie folgt zu errichten:

- Bei bestehender Vegetation: Erhaltung der vorhandenen
Vegetation, ein Eingriff in den Boden ist nicht zulässig

- Bei Neuanlage: Anlage eines autochthonen Trockenra-
sen

- Neuanlage von Kleinstrukturen (z.B. Trocken- und Lese-
steinmauer, Steinriegel, Totholz, Rosensträucher usw.) für
den Lebensraum der Schlingnatter. Es ist autochthones
Saatgut zu verwenden

- Freistellen von zugewachsener, zu stark beschatteter
Sonn- und Brutplätze

- Entwicklung linienförmiger Verbindungselemente (z.B.
durch Dornensträucher, Rosen), keine Bäume => Brutare-
ale für Dorngrasmücke

- Für die Dauer des Eingriffs gesicherte (i.d.R. dauerhafte)
Pflege: Mahd alle 2 Jahre im Herbst, wobei jedes Jahr
50% der Fläche, verteilt auf 2 Viertel, gemäht werden.
Das Mahdgut ist abzutransportieren. Der Einsatz von Pes-
tiziden bzw. Bioziden ist untersagt.

- Optimierung von strukturreichen Lebensräumen für Zau-
neidechsen und Blindschleichen

- Großflächige Verschattungen sind zu vermeiden.

- Sofern der Grünstreifen durch ein Gebäude oder eine
Lagerfläche mit Dach unterbrochen wird, ist ein begrün-
tes Dach mit Aufstiegs- und Abstiegshilfen vorzusehen;
z.B. Natursteinmauer mit Erdfüllung in den Fugen für Ve-
getation
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11. Bauliche und sonstige technische Vorkehrungen zum Schutz vor schädli-
chen Umwelteinwirkungen im Sinne des Bundes-Immissionsschutzgeset-
zes

Baulicher Schallschutz

Im Planungsgebiet sind an allen Fassaden und Dachflächen, hinter denen sich
schutzbedürftige Räume (z.B. Büroräume und Ähnliches) befinden, bei Errich-
tung und Änderung der Gebäude technische Vorkehrungen zum Schutz vor
Außenlärm vorzusehen, die gewährleisten, dass die nachfolgenden Anforderun-
gen an die Luftschalldämmung von Außenbauteilen eingehalten werden.

Bei Büroräumen und Ähnliches:

erf. R'w,ges ≥ 37 dB
Bei Außenbauteilen von Wohnräumen und Räumen ähnlicher Schutzbedürftig-
keit gelten um jeweils 5 dB höhere Anforderungen.

Von diesen Festsetzungen kann gemäß § 31 BauGB im Einzelfall abgewichen
werden, wenn im Rahmen des Baugenehmigungsverfahrens oder Genehmi-
gungsfreistellungsverfahrens durch eine schalltechnische Untersuchung nach-
gewiesen wird, dass auch geringere Anforderungen an den baulichen Schall-
schutz und geringere Schalldämm-Maße unter Beachtung der gültigen bau-
rechtlichen Anforderungen möglich sind.

12.  Sonstige Planzeichen

Grenze des räumlichen Geltungsbereichs des Bebau-
ungsplanes (siehe Zeichenerklärung im Planteil) (§9 Abs.
7 BauGB)

Vermassung in Metern

Stellplatz (§9 Abs. 1 Nr. 4 und 22 BauGB)

Geh- und Fahrtrecht der DB AG mit einer Breite von 4,0
m. Das Wegerecht darf nicht eingeschränkt werden.

(§9 Abs. 1 Nr. 21 und Abs. 6 BauGB)
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Sichtdreieck mit Angabe der Schenkellänge (zur Straße)
mit Maßangaben

Im Bereich der Sichtflächen ist keine Bebauung, Bepflan-
zung oder sonstige Sichtbehinderung wie Wälle, Zäune
usw. von mehr als 0,80m Höhe über den Verbindungsli-
nien der Fahrbahn zulässig. Ausgenommen hiervon sind
einzelnstehende, hochstämmige Bäume mit einem Ast-
ansatz nicht unter einer Höhe von 3,00m.

B) PLANLICHE UND TEXTLICHE HINWEISE, NACHRICHTLICHE
ÜBERNAHMEN UND KENNZEICHNUNGEN

1.

bestehende Grundstücksgrenze mit Flurnummer

2.

amtlich kartiertes Biotop mit Angabe der Nummer und
der Art

3.

bestehende Bebauung (mit Hausnummer)

4.

Bestehende Mauer, ca. 2,0m hoch

5.

Bahnlinien

6.

Für das Ortsbild bedeutsame Einzelgehölze (außerhalb
des Geltungsbereichs)
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7.

bestehende Bäume, zu entfernen

8.

bestehende Hecke

9.

bestehende Böschungen bzw. Hügel

10. Hinweise der Deutschen Telekom:

Im Geltungsbereich befinden sich Telekommunikationslinien der Telekom
(siehe Lageplan in der Begründung). Alle Beteiligten werden darauf hin-
gewiesen, bei der Planung und Bauausführung darauf zu achten, dass
diese Linien nicht verändert werden müssen bzw, beschädigt werden.

Sollte doch eine Verlegung notwendig werden, bitten wir Sie, die erfor-
derlichen Maßnahmen rechtzeitig (mind. 5 Monate) vor Baubeginn mit
unserem Team Betrieb (E-Mail: PTI21_BTR@telekom.de) abzustimmen.

Hinsichtlich geplanter Baumpflanzungen ist das „Merkblatt Bäume, unter-
irdische Leitungen und Kanäle“ der Forschungsgesellschaft für Straßen-
und Verkehrswesen, Ausgabe 2013 – siehe hier u.a. Abschnitt 6 – zu be-
achten.  Es ist sicherzustellen, dass durch die Baumpflanzungen der Bau,
die Unterhaltung und Erweiterung der Telekommunikationslinien nicht be-
hindert werden.

11. Mit dem Bauantrag ist ein Freiflächengestaltungsplan vorzulegen.

12.  Abwasser- und Niederschlagswasserbeseitigung:
Das Schmutzwasser kann an die städtische Entwässerung angeschlossen
werden.

Das anfallende Regenwasser ist auf dem Grundstück zu versickern. Nach
anerkannten Regeln der Technik und Normen muss das Wasser vor dem
Einleiten in die Versickerungsanlagen gereinigt werden über geeignete
DiBt zugelassenen Anlagen.



Festsetzungen Bebauungsplan „Gewerbegebiet an der Adolf-Kolping-Straße“
Kreisstadt Mühldorf am Inn

Fassung vom 07.10.2025 Seite 20 von 25

Die Lage der Versickerungsanlagen darf nur in Bereichen erstellt werden,
die unbelastet sind.

Die Vorschaltung von Reinigungsanlagen (Sedimentations- bzw. Subtrati-
onsanlagen) sind gemäß den Vorschriften zu berücksichtigen.

Für die Versickerung des Niederschlagswassers sind das DWA-Merkblatt
M153 und das DWA-Arbeitsblatt A138 zu beachten. Die Niederschlags-
wasserableitung ist im Bauplan darzustellen.

Sollten Tiefgaragen errichtet werden wird die Anordnung einer Schwelle
von 25cm Höhe, die den Wasserzutritt verhindert, empfohlen. Sollten
Lichtgräben für höherwertige Nutzung der Keller zugelassen werden, sind
diese ebenfalls so zu konstruieren, dass weder Grundwasser noch Ober-
flächenwasser zutreten kann.

Umgang mit wassergefährdenden Stoffen: Anlagen zum Lagern, Um-
schlagen, Abfüllen, Herstellen, Behandeln und Verwenden wassergefähr-
dender Stoffe müssen so beschaffen sein und so eingebaut, aufgestellt,
unterhalten und betrieben werden, dass eine Verunreinigung von Grund-
wasser oder Oberflächengewässern nicht erfolgen kann.

Anlagen zur Lagerung und zum Transport wassergefährdender Stoffe
müssen, entspr. Art. 37 BayWG, angezeigt werden.

In Containern sind nur Lagergüter zulässig, die nicht wassergefährdend
sind.

13.  Trinkwasser

Der Anschluss an die Trinkwasserversorgung ist gesichert.

14.  Altlasten:

Der größte Teil der überplanten Flächen wurde langjährig als Gewerbe-
fläche bzw. als Fläche für Bahnanlagen genutzt, weshalb nicht ausge-
schlossen werden kann, dass Belastungen des Bodens und des Unter-
grundes verursacht wurden. Fällt bei Erdbewegungen belasteter Bo-
denaushub an, so handelt es sich dabei um Abfall, der in einer dafür zu-
gelassenen Anlage zu verwerten bzw. zu entsorgen ist. Gesammeltes
Niederschlagswasser darf nicht über belasteten Bereichen versickert wer-
den. Entsprechende künftige Planungen sind mit dem Wasserwirtschafts-
amt vorab abzustimmen.

Auf einer Teilfläche befanden sich Flächen des Bahnhofs Mühldorf. Es
wurde im Rahmen des geltenden Altlastenleitfadens orientierende Altlas-
tenuntersuchungen durchgeführt. Innerhalb des Geltungsbereichs des
Bebauungsplanes liegen nach Angaben des Wasserwirtschaftsamtes
mehrere Verdachtsflächen.

1. Ölunfall nördlich der Dieseltanks Fl.Nr. 709/43, Gmk. Mühldorf. Auf der
Verdachtsfläche liegen Verunreinigungen durch Eintrag von Dieselkraft-
stoff wahrscheinlich aus einem Ölunfall herrührend, aber auch durch vor-
handene Auffüllungen vor. Momentan ist aber durch das Alter der
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Schäden sowie den Grundwasserflurabstand von etwa 20m keine
Grundwassergefährdung abzuleiten, die Sicherungs- oder Sanierungs-
maßnahmen erfordern würde.

2. Auf Grund der Verunreinigungen sowie durch die Auffüllungen (LAGA
Boden >Z2) sind künftige Aushubarbeiten durch ein fachlich geeignetes
Ing. Büro oder einen Gutachter begleitend zu überwachen. Auffälliges
Material ist zu separieren und gegen Nachweis zu entsorgen. Diese Ar-
beiten sind dem Landratsamt Mühldorf vorab mitzuteilen.

3. Sollte bei diesen Arbeiten ein größerer Schaden entdeckt werden, ist
das Landratsamt in Mühldorf unverzüglich zu benachrichtigen.

4. Bei künftig auftretenden Änderungen der Niederschlagsentwässerung
ist das Wasserwirtschaftsamt vorab im Planungsstadium zu kontaktieren.

Ehem. Dampflokabstellung- und Wagenreinigungsgleise Fl.-Nr. 709/43,
Gmk. Mühldorf
1. Auf der Verdachtsfläche liegen auf Grund der vorliegenden Ergeb-
nisse aus den Kleinrammbohrungen teilweise schädliche Bodenverände-
rungen vor. Durch die erfolgte horizontale Abgrenzung sowie den Grund-
wasserflurabstand von etwa 20 m ist bei gegenwärtigem Kenntnisstand
keine Grundwassergefährdung abzuleiten, die Sicherungs- oder Sanie-
rungsmaßnahmen erfordern würde.
2. Auf Grund der nachgewiesenen Verunreinigungen in den Auffüllun-
gen (LAGA Boden >Z2) sind künftige Aushubarbeiten durch ein fachlich
geeignetes Ing. Büro oder einen Gutachter begleitend zu überwachen.
Auffälliges Material ist zu separieren und gegen Nachweis zu entsorgen.
Diese Arbeiten sind dem Landratsamt Mühldorf vorab mitzuteilen.
3. Sollte bei diesen Arbeiten ein größerer Schaden entdeckt werden, ist
das Landratsamt in Mühldorf unverzüglich zu benachrichtigen.
4. Bei künftig auftretenden Änderungen der Niederschlagsentwässerung
ist das Wasserwirtschaftsamt vorab im Planungsstadium zu kontaktieren.

15. Munitionskörperfunde:

Das Bebauungsplangebiet liegt im unmittelbaren Umfeld des Mühldorfer
Bahnhofs. Bei Erdaushubarbeiten ist deshalb mit Munitionskörperfunden
und Funden von Kampfmitteln (z. B. Fliegerbomben) zu rechnen. Dies-be-
züglich ist bei Aushubarbeiten auf mögliche Gefährdungen hin zu ach-
ten. Sollten Munitionskörper gefunden werden, so ist umgehend die örtli-
che Ordnungsbehörde oder die zuständige Polizei zu benachrichtigen.

16.  Die Kostentragung für Schutzmaßnahmen bestehender Telekommunikati-
onslinien richtet sich nach dem TKG (Telekommunikationsgesetz), §72.

17. Hinweise der Bahn:

Durch das Vorhaben dürfen die Sicherheit und die Leichtigkeit des Eisen-
bahnverkehres auf der angrenzenden Bahnstrecke nicht gefährdet oder
gestört werden.
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Im Umgriff des in der Aufstellung befindlichen o.g. Bebauungsplanes be-
findet sich eine Straße, zu der die Zufahrt seitens der DB AG, u.a. als Zu-
fahrt für die Feuerwehr zum Bahngelände benötigt wird. Dieses Wege-
recht darf auch zukünftig nicht eingeschränkt werden.

Weiter wird darauf hingewiesen, dass seitens des Projektes ABS/NBS 38
München-Mühldorf-Freilassing-Grenze D/A - Simbach-Grenze D/A, Pla-
nungsabschnitt PA 02, Planfeststellungsabschnitt 2.2, die o.g. Straße als
temporäre Baustellenzufahrt zu einer Baustelleneinrichtungsfläche auf
Bahngrund vorgesehen ist. Die Nutzung der Flächen wird vsl. ab 2029 für
mehrere Jahre bis zum Abschluss der Maßnahmen der ABS 38, PA 2 not-
wendig sein und muss dauerhaft gewährleistet werden.

Infrastrukturelle Belange:

Ein widerrechtliches Betreten und Befahren des Bahnbetriebsgeländes
sowie sonstiges Hineingelangen in den Gefahrenbereich der Bahnanla-
gen ist gemäß § 62 EBO unzulässig und durch geeignete und wirksame
Maßnahmen grundsätzlich und dauerhaft auszuschließen.

Alle Neuanpflanzungen im Nachbarbereich von Bahnanlagen, insbeson-
dere Gleisen, müssen den Belangen der Sicherheit des Eisenbahnbetrie-
bes entsprechen. Der Mindestpflanzabstand zur nächstliegenden
Gleisachse ergibt sich aus der Endwuchshöhe und einem Sicherheitsab-
stand von 2,50 m. Dieser Abstand ist durch geeignete Maßnahmen
(Rückschnitt u.a.) ständig zu gewährleisten. Wir weisen auf die Verkehrssi-
cherungspflicht (§ 823 ff. BGB) des Grundstückseigentümers hin.

Durch den Eisenbahnbetrieb und die Erhaltung der Bahnanlagen entste-
hen Emissionen (insbesondere Luft- und Körperschall, Abgase, Funken-
flug, Abriebe z.B. durch Bremsstäube, elektrische Beeinflussungen durch
magnetische Felder etc.), die zu Immissionen an benachbarter Bebau-
ung führen können.

Eventuell erforderliche Schutzmaßnahmen gegen diese Einwirkungen
aus dem Bahnbetrieb sind gegebenenfalls in der Bauleitplanung festzu-
setzen.

Künftige Aus- und Umbaumaßnahmen sowie notwendige Maßnahmen
zur Instandhaltung und dem Unterhalt, im Zusammenhang mit dem Ei-
senbahnbetrieb, sind der Deutschen Bahn AG weiterhin zweifelsfrei und
ohne Einschränkungen im öffentlichen Interesse zu gewähren.

Immobilienspezifische Belange:

Das Planen, Errichten und Betreiben der geplanten baulichen Anlagen
hat nach den anerkannten Regeln der Technik unter Einhaltung der gülti-
gen Sicherheitsvorschriften, technischen Bedingungen und einschlägi-
gen Regelwerke zu erfolgen.

Die Standsicherheit und Funktionstüchtigkeit aller durch die geplanten
Baumaßnahmen und das Betreiben der baulichen Anlagen betroffenen
oder beanspruchten Betriebsanlagen der Eisenbahn ist ständig und
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ohne Einschränkungen, auch insbesondere während der Baudurchfüh-
rung, zu gewährleisten.

Bei Bauausführungen unter Einsatz von Bau- / Hubgeräten (z.B. (Mobil-)
Kran, Bagger etc.) ist das Überschwenken der Bahnfläche bzw. der
Bahnbetriebsanlagen mit angehängten Lasten oder herunterhängen-
den Haken verboten. Die Einhaltung dieser Auflagen ist durch den Bau
einer Überschwenkbegrenzung (mit TÜV-Abnahme) sicher zu stellen. Die
Kosten sind vom Antragsteller bzw. dessen Rechtsnachfolger zu tragen.

Bei dem Einsatz von Baukränen in der Nähe von Bahnflächen oder Bahn-
betriebsanlagen ist mit der DB RegioNetz Infrastruktur GmbH eine schriftli-
che Kranvereinbarung abzuschließen, die mindestens 8 Wochen vor
Kranaufstellung bei der DB RegioNetz Infrastruktur GmbH zu beantragen
ist. Auf eine ggf. erforderliche Bahnerdung wird hingewiesen.

Photovoltaik- bzw. Solaranlagen sind blendfrei zum Bahnbetriebsgelände
hin zu gestalten. Sie sind so anzuordnen, dass jegliche Blendwirkung aus-
geschlossen ist.

Zwischen Schienenweg und anderen Verkehrswegen (Straßen, Zufahr-
ten, Parkplätze etc.) sind Mindestabstände und Schutzmaßnahmen er-
forderlich. Ein Abrollen zum Bahngelände hin ist durch geeignete Schutz-
maßnahmen sicher zu verhindern. Die Schutzmaßnahmen sind in Abhän-
gigkeit der Örtlichkeit festzulegen und ggf. mit Blendschutz zu planen.

Es wird darauf hingewiesen, dass auf oder im unmittelbaren Bereich von
DB Liegenschaften jederzeit mit Vorhandensein betriebsnotwendiger Ka-
bel, Leitungen oder Verrohrungen gerechnet werden muss.

Von der geplanten Maßnahme sind ggf. betriebsnotwendige Kabel der
DB Energie GmbH betroffen. Eine genaue Abstimmung muss im Rahmen
einer örtlichen Kabeleinweisung erfolgen.

In unmittelbarer Nähe zum Geltungsbereich des Bebauungsplanes befin-
det sich ein Kabel der Telekommunikationstechnik (TK). Vor Beginn jegli-
cher Maßnahmen ist eine Kabeleinweisung erforderlich.

Vorhandene Kabel und Leitungen müssen in Abstimmung mit dem jewei-
ligen Anlagenverantwortlichen der DB AG entweder umgelegt oder ge-
sichert werden. Die anfallenden Kosten gehen zu Lasten des Verursa-
chers bzw. seiner Rechtsnachfolger.

Es wird darauf verwiesen, dass Dach-, Oberflächen- und sonstige Abwäs-
ser grundsätzlich nicht auf oder über Bahngrund abgeleitet werden dür-
fen. Sie sind ordnungsgemäß in die öffentliche Kanalisation abzuleiten.
Einer Versickerung in Gleisnähe kann nicht zugestimmt werden.

Baumaterial, Bauschutt etc. darf nicht auf Bahngelände zwischen- oder
abgelagert werden dürfen. Lagerungen von Baumaterialien entlang der
Bahngeländegrenze sind so vorzunehmen, dass unter keinen Umständen
Baustoffe / Abfälle in den Gleisbereich (auch durch Verwehungen) ge-
langen.
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Hinweise zum Fachplanungsvorbehalt:

Generell ist zu beachten, dass Betriebsanlagen der Eisenbahn des Bun-
des i.S.d. § 18 Allgemeines Eisenbahngesetz (AEG), zu denen gern. § 4
Abs. 1 Eisenbahn- Bau- und Betriebsordnung (EBO) neben den Schienen-
wegen auch Grundstücke, Bauwerke und sonstige Einrichtungen gehö-
ren, die unter Berücksichtigung der örtlichen Verhältnisse zur Abwicklung
oder Sicherung des Reise- oder Güterverkehrs auf der Schiene erforder-
lich sind, unter der Fachplanungshoheit des Eisenbahn-Bundesamtes (§
38 BauGB) stehen. Zu beachten ist, dass diese für den Eisenbahnbetrieb
notwendigen Flächen der Bahn nicht überplant werden dürfen.

18. Gewerbegeräusche:

Mit dem Bauantrag oder Antrag auf Nutzungsänderung im Rahmen des
jeweiligen Genehmigungsverfahrens kann die Genehmigungsbehörde
den Nachweis fordern, dass die festgesetzten Emissionskontingente
durch das entsprechende Vorhaben nicht überschritten werden.

Der Nachweis ist für die in den Festsetzungen genannten Immissionsorte
zu führen.

Auf die Nachweise kann verzichtet werden, wenn offensichtlich ist, dass
es sich um einen nicht störenden, geräuscharmen Betrieb (z. B. nur Bü-
ronutzung) handelt.

19. Vor Beginn von geplanten Maßnahmen, bei denen die Grundstücke der
E.ON Wasserkraft GmbH betroffen sind, ist diese zur Abgabe einer detail-
lierten Stellungnahme aufzufordern.

20. Bodendenkmäler:

Bodendenkmäler, die bei der Verwirklichung der einzelnen Bauvorhaben
zu Tage kommen, unterliegen nach Art. 8 DSchG der Meldepflicht und
müssen unverzüglich dem Bayerischen Landesamt für Denkmalpflege
bekannt gemacht werden.

21. Vor Beginn der Arbeiten an oder in öffentlichen Straßen wird mit der zu-
ständigen Stelle der E.On Wasserkraft GmbH Verbindung aufgenommen,
um vor Ort die genauen Kabellagen abstecken zu lassen.

Eine Berücksichtigung der Belange der E.On Wasserkraft GmbH in Hin-
blick auf den Kanalunterhalt (Abholzungsarbeiten etc.) erfolgt so weit
wie möglich. Abstimmungs-gespräche sollen erfolgen.

Kartengrundlage:  Digitale Flurkarte
Kartengrundlage und Planzeichnung zur Maßent-
nahme nur bedingt geeignet; keine Gewähr für
Maßhaltigkeit.

22. Informationen zu Hochwasser und Versicherungen

Planer und Bauherren werden auf die dauerhaft verbleibenden Starkre-
genrisiken ausdrücklich hingewiesen. Bitte beachten Sie hierzu die
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Hochwasserschutzfibel zur wassersensiblen Bauweise des Bundesbaumi-
nisteriums: www.fib-bund.de/Inhalt/Themen/Hochwasser

Weiterhin wird auf die neue Arbeitshilfe des StMUV und StMB zu Hoch-
wasser und Starkregenrisiken in der Bauleitplanung hingewiesen:
https://www.stmuv.bayern.de/themen/wasserwirtschaft/hochwasser/doc/arbeitshilfe.pdf

Der Abschluss einer Elementarschadensversicherung wird empfohlen
(weiter Informationen: www.elementar-versichern.de).

23. Hinweise zum Schutz des Bodens

Auf die Mitteilungs- und Auskunftspflicht des Art. 1 BayBodSchG wird hin-
gewiesen. Zum Schutz des Bodens vor physikalischen und stofflichen Be-
einträchtigungen (insbesondere des Mutterbodens nach §202 BauGB) ist
der belebte Oberboden und ggfs. Kulturfähige Unterboden getrennt ab-
zutragen, fachgerecht zwischenzulagern, vor Verdichtung zu schützen
und einer möglichst hochwertigen Nutzung zu zuführen. Zu berücksichti-
gen sind hierbei die DIN 18915 und 19731. In diesem Zusammenhang wird
auf das Merkblatt „Bodenkundliche Baubegleitung – Leitfaden für die
Praxis“ des Bundesverbandes für Boden e.V. hingewiesen.

24.  Hinweise zu Stellplätzen

Bei der Stellplatzberechnung ist die Stellplatzsatzung der Kreisstadt Mühl-
dorf am Inn in der gültigen Fassung zu berücksichtigen. Der Nachweis ist
im Bauantrag zu erbringen.

25. Hinweise zur speziellen artenschutzrechtlichen Prüfung

Die in der speziellen artenschutzrechtlichen Prüfung (Büro Köppel vom
15.06.2023) genannten Maßnahmen zur Vermeidung von Verbotstatbe-
ständen und Maßnahmen zur Sicherung der ökologischen Funktionalität
sind bei der Realisierung des Vorhabens zwingend zu beachten und wer-
den in der SaP (spezielle artenschutzrechtliche Prüfung) detailliert darge-
stellt. Die daraus resultierenden Maßnahmen sowie eine ökologische
Bauleitung sind festgesetzt.


